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Bei der »Zentralen Auf-
nahmeeinrichtung« 
handelt sich genau 

genommen um eine vorläufi-
ge Endstation, denn per Ge-
setz darf die Unterbringung 
von MigrantInnen in der 
»Erstaufnahme« maximal für 
drei Monate erfolgen. Erst-
aufnahme bedeutet Vollver-
pflegung (hierfür besteht ein 
Vertrag mit dem Service-Rie-
sen Dussmann, der neben 
Reinheit und Sicherheit eben 
auch Verpflegung zu bieten 
hat), kein Bargeld und ge-
setzliche Regelungen bis ins 
kleinste Detail. 
Sechs Quadratmeter Wohn-
raum stehen jeder Person zu 
(kurzer Vergleich: ein deut-
scher Polizeihund hat laut 
Gesetz acht Quadratmeter 
Platz in seinem Zwinger). In 
der Motardstraße ist sicher-
heitshalber die genaue Qua-
dratmeterzahl der Zimmer 
an die Türen geschrieben. 

Manchmal haben die Bewoh-
nerInnen Glück und bekom-
men ein, zwei Quadratmeter 
mehr als vom Gesetzgeber 
vorgesehen. Darauf weist die 
Wohnheimleitung hin.

Der Heimleitung und dem 
Träger, der Arbeiterwohl-
fahrt Berlin-Mitte, gehe es 
überhaupt darum, für alle 
»den Aufenthalt so ange-
nehm wie möglich« zu ge-
stalten, stellt auf Nachfrage 
des Rotdorns Horst Renner, 
ehrenamtliches Vorstands-
mitglied, klar. Nur sei das bei 
derzeit 44 Nationalitäten, die 
unter den Dächern der vier 
Wohncontainer leben, nicht 
immer so einfach. Die Fluk-
tuation sei hoch, man wäre 
in der Hauptsache mit Scha-
densbegrenzung und Repa-
raturen beschäftigt. Viel Zeit 
für(s) (Hinter)Fragen bleibt 
da kaum.
Dazu kommt, dass die 

Motardstraße inzwischen 
pickepackevoll ist, von 400 
Plätzen (Angabe der Heim-
leitung) sind momentan 
382 besetzt. Darunter le-
ben 61 Kinder und Jugend-
liche in der Einrichtung. Auf 
100 Personen kommt je einE 
SozialarbeiterIn, ausgestattet 
mit einer sprachlichen Va-
riabilität von Deutsch, Eng-
lisch und ein bisschen Fran-
zösisch und Russisch. Zur 
Zeit leben vorwiegend allein 
stehende Männer, aber auch 
junge Mütter mit ihren Babys 
aus Vietnam in der Einrich-
tung der AWO Berlin-Mitte. 
Es bleibt fraglich, ob sie sich 
in einer der genannten Spra-
chen mit den MitarbeiterIn-
nen verständigen können. 

Die Bedürfnisse der Bewoh-
nerInnen spielen insgesamt 
eine stark untergeordnete 
Rolle. Wenn der Gesetzgeber, 

Ihr altes Leben zurücklassend, erreichen Flüchtlinge und MigrantInnen Deutsch-
land. Eine mögliche Endstation ihrer Reise: die  Zentrale Aufnahmeeinrichtung für 
Asylbewerber in der Motardstraße 101 a, Berlin-Spandau. Seit einiger Zeit wird 
die  Aufnahmeeinrichtung jedoch nicht nur für das  »Willkommen«, sondern auch für 
den Abschied genutzt.

Erstaufnahme und Ausreise in der Motardstraße, Berlin-Spandau

Willkommen 
und Abschied Wohncontainer der Zentralen Aufnahmestelle
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Berliner Sozialforum 
gegründet
Unter dem Motto »Für ein 
Berlin, in dem wir leben wol-
len!« trafen sich am 21. und 
22. April globalisierungskri-
tische Menschen und Grup-
pierungen erstmalig zu einem 
lokalen Sozialforum in der 
Neuköllner Rütlischule. Die 
Veranstaltung eröffnete Giuli-
ano Giuliani, Vater des 2001 
bei Protesten gegen den G8-
Gipfel in Genua erschossenen 
Carlo Giuliani.
Das Sozialforum ist ein völlig 
neuer Politikansatz. Ein offe-
ner Raum in dem Personen, 
egal ob einfach als interessier-
ter Mensch oder als Vertre-
ter einer globalisierungskri-
tischen Gruppe, miteinander 
gleichberechtigt über Gesell-
schaft und Politik diskutie-
ren. »Sozialforen sind weder 
eine Organisation noch ein 
Bündnis und doch ein biss-
chen von beidem. Ein Ort des 
voneinander Lernens an dem 
Positionen ausgetauscht und 
dabei schon auch Schnittmen-
gen ausgelotet werden. Ein 
Gärungsbecken für soziale 
Bewegungen«, erläutert Peter 
Grottian, Politikprofessor an 
der Freien Universität Berlin.
Mit rund 200 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern wurden die 
Erwartungen der Veranstalter 
sogar fast noch übertroffen. 
Schwerpunkt der momenta-
nen Arbeit bilden Aktionen 
gegen Privatisierungen, Ak-
tionen gegen Hartz IV und 
natürlich die Mobilisierung 
zu den Anti-G8-Protesten. 
Das monatliche Plenum des 
Berliner Sozialforums findet 
jeden ersten Montag im Mo-
nat in der Kirche von Unten 
(KvU), Kremmener Straße 9-11 
(Tram M10 Wolliner Straße / 
U2 Eberswalder Straße / U8 
Bernauer Straße / Bus 143) im 
Prenzlauer Berg statt.
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konkret der Berliner Senat, 
sowieso alles vorschreibt und 
regelt, sich nicht fragt, unter 
welchen Bedingungen die 
Menschen leben müssen, die 
zu »Gast bei Freunden« sind, 
warum sollten dann diejeni-
gen, die die Regeln umset-
zen, Fragen stellen und Be-
dürfnisse erkennen? Gibt es 
dazu irgendwo ein Gesetz?

Apropos Gesetz. Seit mehr 
als einem Jahr (nach Anga-
ben der Heimleitung) wird 
die Motardstraße nicht nur 
zur Erstaufnahme genutzt. 
Dank des Paragraphen 1a 
des Asylbewerberleistungs-
gesetzes können die Bezirks-
ämter MigrantInnen auch 
zurück in die Motardstraße 
schicken. Der Paragraph 1a 
schafft diesen »interessan-
ten« Handlungsspielraum 
auf Grundlage von Unterstel-
lungen: Leistungen können 
eingeschränkt werden, wenn 
angenommen werden muss, 
dass ein Migrant nur nach 
Deutschland gekommen ist, 
um soziale Leistungen zu be-
ziehen oder die Herkunft be-

wusst verschleiert wird, um 
einer Abschiebung zu entge-
hen. 

Im Klartext heißt das, dass 
es im Ermessen der jeweili-
gen Sachbearbeiter liegt, wie 
und wann sie die Leistungen 
soweit zusammenkürzen, 
dass nur noch grundlegen-
de Sachmittel wie Nahrung 
oder Kleidung gestellt wer-
den müssen. Da in Berlin nur 
in der Motardstraße Vollver-
pflegung besteht, sind die 
Sacharbeiter leider gezwun-
gen, die ihnen Verdächtigen 
dort unterzubringen. Für die 
Verdächtigen gilt das Gleiche 
wie für alle anderen: Sie be-
nötigen einen Ausweis, um 
den Ein- bzw. Ausgang des 
Geländes zu passieren, Besu-
che sind bis 22 Uhr erlaubt, 
sie sind in ihrer Bewegungs-
freiheit eingeschränkt, da sie 
mitten in einem Industrie-
gebiet leben und kein Geld 
für Fahrscheine haben und 
wenn sie überhaupt etwas 
essen wollen, müssen sie vor 
Ort sein, wenn die Verpfle-
gung verteilt wird. 
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Den BewohnerInnen blei-
ben wenige Möglichkeiten, 
ihr Leben »so angenehm wie 
möglich« und vor allen Din-
gen selbst bestimmt zu ge-
stalten. Diejenigen, die es 
können, solidarisieren sich, 
kümmern sich um ihre Nach-
barn oder deren Kinder. Es 
gebe sogar Bewohner, die 
in der Motardstraße bleiben 
wollen, offenbart die Heim-
leitung. Woran das liegt, 
ist schwer zu klären. Sei es 
die Angst vor dem, was als 
nächstes kommen mag oder 
erste freundschaftliche Kon-
takte oder doch die knall-
blauen Stahlschränke in den 
17,83 Quadratmeter großen 
Mehrbett-Zimmern ...

Fakt ist, dass es im vergange-
nen Jahr, von Februar 2006 
bis Februar 2007, zu insge-
samt zwölf direkten Abschie-
bungen aus der Motardstra-
ße kam. Davon waren drei 
Abschiebungen so genann-
te freiwillige Heimreisen.  
Offenbar möchte doch nicht 
jedeR BewohnerIn in der 
Motardstraße bleiben. 

Dass das Land Berlin unter 
der rot-roten Regierung ge-
meinsam mit den Bundeslän-
dern Mecklenburg-Vorpom-
mern, Schleswig-Holstein, 
Sachsen und Thüringen den 
Verzicht auf die Einrichtung 
von Ausreisezentren erklärte, 
scheint zu den verblassenden 
Erinnerungen zu gehören. 
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»Impressionen« aus der Motard-
straße (v. l. n. r.):
Innenansicht Zimmer;  
Stacheldrahtzaun;  
Tagesverpflegung der Bewohner
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